Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/2653 (neu) 


14. 03. 79 


Sachgebiet 450 


Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Wehner, Ahlers, Dr. Ahrens, Amling, Dr. Apel 
und Genossen 

und der Abgeordneten Dr. Wendig, Gattermann, Frau Dr. Hamm-Brücher 
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Entwurf eines Achtzehnten Strafrechtsänderungsgesetzes (18. StrÄndG) 


A. Problem 

Mit dem Gesetz soll die Verfolgungs Verjährung bei Verbrechen 
nach § 211 des Strafgesetzbuches (Mord) aufgehoben werden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht die Änderung des § 78 Abs. 2 des 
Strafgesetzbuches vor. Nach der geltenden Fassung des § 78 
Abs. 2 sind Verbrechen des Völkermordes nach § 220 a des 
Strafgesetzbuches unverjährbar. Mit der Änderung soll erreicht 
werden, daß Verbrechen des Mordes (§ 211) ebenfalls nicht 
verjähren. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines Achtzehnten Strafrechtsänderungsgesetzes (18. StrÄndG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

§ 78 des Strafgesetzbuches erhält folgende Fas- 
sung: 

„§78 

(1) Die Verjährung schließt die Ahndung der Tat 
und die Anordnung von Maßnahmen (§11 Abs. 1 
Nr. 8) aus. 

(2) Verbrechen nach § 220 a (Völkermord) und 
nach § 211 (Mord) verjähren nicht. 

(3) Soweit die Verfolgung verjährt, beträgt die 
Verjährungsfrist 

1. dreißig Jahre bei Taten, die mit lebenslanger 
Freiheitsstrafe bedroht sind, 

2. zwanzig Jahre bei Taten, die im Höchstmaß mit 
Freiheitsstrafe von mehr als zehn Jahren be- 
droht sind, 

3. zehn Jahre bei Taten, die im Höchstmaß mit 
Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren bis zu 
zehn Jahren bedroht sind, 

4. fünf Jahre bei Taten, die im Höchstmaß mit 
Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bis zu 
fünf Jahren bedroht sind, 

5. drei Jahre bei den übrigen Taten. 

(4) Die Frist richtet sich nach der Strafdrohung 
des Gesetzes, dessen Tatbestand die Tat verwirk- 


licht, ohne Rücksicht auf Schärfungen oder Milde- 
rungen, die nach den Vorschriften des Allgemeinen 
Teils oder für besonders schwere oder minder 
schwere Fälle vorgesehemsind." 

Artikel 2 

Anwendung auf früher begangene Taten 

§ 78 Abs. 2 in der Fassung des Artikels 1 gilt 
auch für früher begangene Taten, wenn die Verfol- 
gung beim Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht 
verjährt ist. 

Artikel 3 

Verhältnis zum Gesetz über die Berechnung 
strafrechtlicher Verjährungsfristen 

§ 1 des Gesetzes über die Berechnung strafrecht- 
licher Verjährungsfristen vom 13. April 1965 (BGBL 
I S. 315) bleibt unberührt. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

A. Die geltende Verjährungsregelung des Straf- 
gesetzbuches 

Nach geltendem Recht beträgt die Verjährungsfrist 
bei Mord 30 Jahre (§ 78 Abs. 3 Nr. 1 des Strafge- 
setzbuches). Bei ihrer Berechnung hat nach § 1 
Abs. 1 des Gesetzes über die Berechnung strafrecht- 
licher Verjährungsfristen vom 13. April 1965 (BGBl. 

I S. 315) die Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 31. De- 
zember 1949 außer Ansatz zu bleiben. Während die- 
ser Zeit hat die Verfolgungsverjährung von Verbre- 
chen geruht, die mit lebenslanger Freiheitsstrafe 
bedroht sind. Darüber hinaus hat während der na- 
tionalsozialistischen Gewaltherrschaft vom 30. Ja- 
nuar 1933 bis zum 8. Mai 1945 die Verjährung bei 
Straftaten, die aus politischen Gründen nicht ver- 
folgt wurden, nach allgemeinen Grundsätzen ge- 
ruht. 

Die Verfolgungsfrist für die in der nationalsoziali- 
stischen Zeit verübten Mordtaten endet damit nach 
geltendem Recht am 31. Dezember 1979, sofern die 
Verjährung nicht nach § 78 c des Strafgesetzbuches 
unterbrochen worden ist. Eine Unterbrechung setzt 
aber den Tatverdacht gegen eine ganz bestimmte 
Person voraus (§ 78 c Abs. 4 des Strafgesetzbuches); 
in den Ermittlungsverfahren, die gegen unbekannte 
Tatverdächtige anhängig sind, kann eine Unterbre- 
chung nicht erfolgen. 

B. Die Gründe für die Aufhebung der Verfolgungs- 
verjährung bei Mordtaten 

Die Verjährungsfristen sind nach der geltenden 
Fassung des § 78 'des Strafgesetzbuches von der 
Schwere der Taten abhängig. Völkermord (§ 220 a 
des Strafgesetzbuches) verjährt nach § 78 Abs. 2 
des Strafgesetzbuches nicht. Bei den anderen Delik- 
ten reichen die Verjährungsfristen von drei Jahren 
bei den leichtesten Straftaten bis zu 30 Jahren bei 
Taten, die mit lebenslanger Freiheitsstrafe bedroht 
sind. 

Mord ist die gewollte Vernichtung von Menschen- 
leben unter erschwerenden Umständen (§ 211 des 
Strafgesetzbuches). Der Schutz des Lebens als eines 
Höchstwertes unserer Verfassungsordnung gebie- 
tet, einen des Mordes dringend Verdächtigen auch 
nach langem Zeitablauf noch strafrechtlich zur Ver- 
antwortung zu ziehen. Es ist deshalb folgerichtig, 
neben dem Völkermord auch den Mord als einen 
Fall schwersten Unrechtsgehalts von der Verjäh- 
rung auszunehmen. 

Schon frühere Entwürfe — so der von der SPD- 
Fraktion im Jahre 1965 eingebrachte Entwurf eines 
Achten Strafrechtsänderungsgesetzes (Drucksache 
IV/3162), der Antrag der Abgeordneten Benda und 
anderer vom 9. März 1965 (Drucksache IV/2965 
[neu]) und der von der Bundesregierung der Gro- 
ßen Koalition vorgelegte Entwurf eines Neunten 


Strafrechtsänderungsgesetzes vom Jahre 1969 
(Drucksache V/4220) hatten die Unverjährbarkeit 
von Mord neben der des Völkermordes vorgese- 
hen. 

In Italien, Österreich und Dänemark unterliegt die 
Verfolgung von Mordtaten keiner Verjährung. In 
den Ländern, die unter der Geltung des Common 
Law stehen, wie zum Beispiel England, die Verei- 
nigten Staaten von Amerika, die Republik Irland 
und Australien, ist eine Verjährung bei Mord eben- 
falls unbekannt. 

Nach dem geltenden Recht (§ 79 Abs. 2 des Straf- 
gesetzbuches) verjährt die Vollstreckung von 
Strafen wegen Völkermordes und von lebenslangen 
Freiheitsstrafen nicht. Der Gesetzgeber hat damit 
zum Ausdruck gebracht, daß bei Taten schwersten 
Unrechtsgehalts der Zeitablauf und damit auch der 
Abstand zur Tat die Strafvollstreckung nicht zu 
hindern vermag. Folgerichtig ist es daher, bei 
Mordtaten auch nach längerem Zeitablauf auf eine 
Strafverfolgung nicht zu verzichten. 

Die Aufhebung der Mordverjährung gewinnt auf 
dem Hintergrund der Vielzahl und der Grausamkeit 
der während der nationalsozialistischen Gewalt- 
herrschaft begangenen Morde besondere Bedeu- 
tung. Zwar ist nicht wahrscheinlich, daß nach dem 
1. Jauar 1980 noch sehr viele Täter bekannt wer- 
den, gegen die die Verjährung der Strafverfolgung 
nicht unterbrochen wurde. Für den Rechtsfrieden 
wäre es jedoch nicht erträglich, wenn nur einige 
wenige Täter nach dem 1. Januar 1980 bekannt 
würden, ohne für diese Taten strafrechtlich zur Ver- 
antwortung gezogen werden zu können. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Die Fassung des neuen § 78 Abs. 2 sieht vor, daß 
die Verfolgung von Mordtaten nicht mehr verjährt. 
Ein weitergehender Eingriff in das Verjährungs- 
recht wird nicht vorgeschlagen. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Verfolgungsver- 
jährung für solche Taten beseitigt wird, deren Ver- 
folgung bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
nicht verjährt ist. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift verdeutlicht, daß das Gesetz über 
die Berechnung strafrechtlicher Verjährungsfristen 
vom 13. April 1965 unberührt bleibt. 

Zu Artikel 4 r 5 

Die Vorschriften enthalten die „Berlin-Klausel" und 
bestimmen den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
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